Außerordentliche Beilage 


zum 


Amts⸗Blatt Nro. 52. der Königl. Preuß. Regierung. 


Marienwerder, den 27ſten Dezember 1848. 


Interimiſtiſches Wahlgeſetz 0 
für 
Die er ſte K a mmer. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 
10. Ac. 


verordnen in Betreff der erſten Wahlen für die erſte Kammer auf den Antrag 
Unſeres Staats Miniſteriums, was folgt: 


Artikel 1. Die erſte Kammer beſteht aus 180 Mitgliedern, die Wahlbezirke 
werden nach Maaßgabe der Bevölkerung feſtgeſtellt. Es können weder wählen noch 
gewählt werden Diejenigen, welche in Folge rechtskräftigen richterlichen Erkennt⸗ 
niſſes den Vollgenuß der bürgerlichen Rechte entbehren. 


Artikel 2. Für die erſte Kammer iſt jeder Preuße, welcher das 30ſte Le⸗ 
bensjahr vollendet hat und einen jährlichen Klaſſenſteuerſatz von mindeſtens acht 
Thalern zahlt, oder einen Grundbeſitz im Werthe von mindeſtens 5000 Thalern 
oder ein reines jährliches Einkommen von fünfhundert Thalern nachweiſt, ſtimmbe⸗ 
rechtigter Urwähler in derjenigen Gemeinde, worin er ſeit 6 Monaten ſeinen Wohn⸗ 
ſitz oder Aufenthalt hat. 

Die Aufſtellung der Wählerliſten liegt dem Landrathe unter Mitwirkung der 
Kommunalbehörden ob, in den Städten, die einem Kreisverbande nicht angehören, 
dem Kommunalvorſtande. Die Entſcheidung über die dagegen erhobenen Reklama⸗ 
tionen erfolgt für die klaſſenſteuerpflichtigen Ortſchaften durch die nach der Verord⸗ 
nung vom 17ten Januar 1830 (Geſetzſammlung S. 19.) zur Mitwirkung bei der 
Klaſſenſteuer-Veranlagung beſtimmte Kommiſſion, für die nicht klaſſenſteuerpflichti⸗ 
gen Orte durch eine von den Gemeindebehörden zu bildende Kommiſſton. 

Artikel 3. Je 100 Urwähler wählen einen Wahlmann. In jeder Gemeinde, 
welche 200 oder mehr Urwähler hat, erfolgt die Wahl nach Abtheilungen. Die 
Abtheilungen werden von den Gemeindebehörden in der Art begrenzt, daß in einer 
Abtheilung nicht mehr als 5 Wahlmänner zu wählen find. 
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Hat eine Gemeinde oder eine nicht zu einem Gemeindeverbande gehörende be⸗ 
wohnte Beſitzung weniger als 100 Urwähler, ſo wird dieſelbe durch den Landrath 
mit einer oder mehreren benachbarten Gemeinden zu einem Wahldiſtrikte verbunden. 


Artikel 4. Die Wahlmänner werden aus der Zahl der ſtimmberechtigten Ur⸗ 
wähler der Gemeinde (des Diſtrikts, der Abtheilung) gewählt. Die etwa nöthig 
werdenden Erſatzwahlen werden von den urſprünglich gewählten Wahlmännern voll⸗ 
zogen; jedoch iſt an die Stelle jedes Wahlmannes, welcher durch den Tod, durch 
Wohnortsveränderung oder auf andere Weiſe ausſcheidet, ſofort ein neuer Wahl⸗ 
mann zu wählen. N 


Artikel 5. Die Mitglieder der erſten Kammer werden durch die Wahlmänner 
nach abſoluter Stimmenmehrheit erwählt. Die Wahlbezirke ſollen ſo gebildet wer⸗ 
den, daß in jedem derſelben 2 oder 3 Mitglieder der erſten Kammer zu wählen 
ſind. Sollten ſich in einem Wahlbezirke weniger als 1000 Urwähler befinden, ſo 
haben letztere die 2 oder 3 Mitglieder der erſten Kammer in 2, beziehungsweiſe 3 
Abtheilungen, deren keine mehr als 500 Urwähler umfaſſen darf, direkt und ohne 
Vermittelung von Wahlmännern zu wählen. 

Artikel 6. Die Zahl der in jedem Regierungsbezirke zu wählenden Mitglie⸗ 
der der erſten Kammer weiſt das anliegende Verzeichniß nach. Die Bildung der 
Wahlbezirke iſt durch die Regierungen zu bewirken. 


Artikel 7. Die Zahl der Bevölkerung beſtimmt ſich überall nach der im Jahre 
1846 ſtattgehabten amtlichen Zählung. 


Artikel 8. Zum Mitgliede der erſten Kammer iſt jeder Preuße wählbar, der 
das 40ſte Lebensjahr vollendet bat und bereits 5 Jahre lang dem Preußiſchen Staats⸗ 
verbande angehört. 


Artikel 9. In den Städten werden die Urwahlen der Wahlmaͤnner durch 
Beauftragte des Magiſtrats und da, wo kein Magiſtrats⸗ Kollegium beſteht, des 
Bürgermeiſters geleitet. Ueber die Leitung der Urwahlen auf dem Lande wird mit 
Rückſicht auf die beſtehende Verſchiedenartigkeit der ländlichen Gemeinde - Einrich- 
tungen Unſer Staats -Minifterium das Erforderliche in dem über die Ausführung 
dieſer Verordnung zu erlaſſenden Reglement (Artikel 11.) feſtſtellen. 

Die Wahlen der Mitglieder der erſten Kammer werden durch von den Regie⸗ 
rungen zu beſtimmende Wahlkommiſſare geleitet. 

Artikel 10. Die Wahl der Mitglieder der erſten Kammer erfolgt durch ſelbſt⸗ 
geſchriebene Stimmzettel nach abſoluter Stimmenmehrheit aller Erſchienenen. 

Artikel 11. Die zur Ausführung dieſes Geſetzes ſonſt noch erforderlichen An⸗ 
ordnungen hat Unſer Staats⸗Miniſterium in einem zu erlaſſenden Reglement 
zu treffen. f 
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Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. N 
Gegeben Potsdam, den 6ten Dezember 1848. 
Friedrich Wilhelm. 


(gez.) Graf v. Brandenburg. ». Ladenberg. Manteuffel. v. Strotha. 
Rintelen. v. d. Heydt. 


Verzeichniß 


der in den einzelnen Regierungsbezirken zu wählenden Anzahl von Abgeordneten 
zur erſten Kammer. 


Anzahl d. Abgeordneten Anzahl d. Abgeordneten 

Reg. Bezirk zur erſten Kammer Reg.⸗Bezirk zur erſten Kammer 
Transport 92 
Königsberg 9 41 
Gumbinen 7 e, Dr MAR. FAR 
Danzig 5 Mdebür g 8 
Marienwerder 7 eee e, a > 
Dofen . 10 . 
Bromberg Dien ene R 65 
Stadt Berlin 5 R 5 
Potsdam g r 
Frankfurt ar erinner 
Stettin 48 8 Düſſel dorf . 10 
Cös lin 43% lenz 6 
Stralſund d Wien „ 8 
Breslau 13 Machs . e Per a 
Latus . 92 180 


Reglement 


zur 
Ausführung des für das erſte Jahr der nächſten Legislatur erlaſſenen 
proviſoriſchen Wahlgeſetzes zur Bildung der erſten Kammer 
vom Gten d. M. 
. Urwahlen. 
$. 1. In jeder Gemeinde wird ſofort von der Ortsbehörde nach dem nachſtehen⸗ 
den Schema ein Verzeichniß derjenigen Einwohner aufgeſtellt, welche das dreißigſte 
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Lebehsjahr vollendet und feit 6 Monaten ihren Wohnſitz oder Aufenthalt in der 
Gemeinde gehabt haben, nicht in Folge rechtskräftigen Erkenntniſſes den Vollgenuß 
der bürgerlichen Rechte entbehren, und 
entweder 20 Sgr. monatlicher Klaſſenſteuer zahlen, oder binnen 8 Tagen 
nach in ortsüblicher Weiſe erfolgter öffentlicher Aufforderung ein Grundver⸗ 
mögen im Werthe von mindeſtens 5000 Thlr. oder ein reines jährliches Ein⸗ 
kommen von mindeſtens 500 Thlr. glaubhaft nachweiſen. a 


$. 2. Das Verzeichniß (§. 1.) wird nebſt den dazu gehörigen Verhand⸗ 
lungen dem Landrath innerhalb einer von demſelben zu beſtimmenden Friſt einge⸗ 
reicht. Der Landrath prüft daſſelbe, ſtellt die Urwählerliſte danach feſt und veran⸗ 
laßt, daß dieſelbe in der Gemeinde auf ortsübliche Weiſe ſofort bekannt gemacht wird. 
$. 3. Einwendungen gegen die Wählerliſte find innerhalb fünf Tagen nach 
der Bekanntmachung bei der nach dem §. 4. zur Entſcheidung berufenen Kommiſſion 
durch Vermittelung des Landraths unter Beifügung der Beweismittel ſchriftlich an⸗ 
zubringen. 
$. 4. Die Entſcheidung über die erhobenen Einwendungen erfolgt innerhalb 
5 Tagen nach Ablauf der Präkluſivfriſt (§. 3.) für die klaſſenſteuerpflichtigen Ort⸗ 
ſchaften durch die nach der Verordnung vom 17ten Januar 1830 (G. S. S. 19) 
zur Mitwirkung bei der Klaſſenſteuer-Veranlagung beſtimmte Kommiſſion, in den 
nicht klaſſenſteuerpflichtigen Orten durch eine beſondere Kommiſſion, deren Mitglieder- 
zahl vom Gemeindevorſtande (Magiſtrat, Bürgermeiſter) zu beſtimmen iſt. Die 
Mitglieder der letzteren Kommiſſion werden zur Hälfte von dem Gemeinde-Vor⸗ 
ſtande, zur Hälfte von den Gemeinde-Vertretern gewählt. 
Der Landrath hat für den rechtzeitigen Zuſammentritt der Kommiſſton zu ſorgen. 


§. 5. Sobald die erhobenen Einwendungen erledigt ſind, werden die Urwähler⸗ 
Liſten von dem Landrath nach den erfolgten Entſcheidungen berichtigt. Derſelbe 
zeigt demnächſt die Zahl der in den einzelnen Gemeinden feines Kreiſes vorhande⸗ 
nen Urwähler der Regierung überſichtlich an, damit dieſe zu beurtheilen vermag, 
ob nach Art. 5. des Geſetzes vom 6ten d. M. in einem Wahlbezirke direkte Wah⸗ 
len vorzunehmen ſind. 

$. 6. Hat eine Gemeinde oder eine nicht zu einem Gemeindeverbande ge— 
hörende bewohnte Beſitzung nach den feſtgeſtellten Liſten weniger als 100 ſtimmbe⸗ 
rechtigte Urwähler, ſo wird dieſelbe durch den Landrath mit einer oder mehreren 
benachbarten Gemeinden zu einem Wahldiſtrikt verbunden. Der Landrath beſtimmt 
zugleich den Ort, wo die Wahl der Wahlmänner vorzunehmen iſt. Ju allen Ge- 
meinden, welche nach der feſtgeſtellten Liſte 200 oder mehr Urwähler haben, werden 
von dem Gemeinde⸗Vorſtande (Magiſtrat, Bürgermeiſter, Amtmann, Ortsbehörde) 
Wahlabtheilungen dergeſtalt gebildet, daß in keiner derſelben mehr als 5 Wahl⸗ 
männer zu wählen, alſo höchſtens 599 Wähler enthalten ſind. 
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§. 7. In jedem Wahlbezirk (Gemeinde, Diſtrikt, Abtheilung) wird auf jede 
Vollzahl von 100 Urwählern Ein Wahlmann gewählt. 


§. 8. Die Wahl wird von einem Wahloorſteher geleitet. Derſelbe wird in 
denjenigen Städten, welche 100 oder mehr Wähler enthalten, von dem Gemeinde⸗ 
Vorſtande (Magiſtrat, Bürgermeiſter), in allen übrigen Wahlbezirken von dem 
Landrath ernannt. In gleicher Weiſe wird ein Stellvertreter des Wahlvorſtehers 
für etwanige Verhinderungsfälle ernannt. In den Landgemeinden der Rheinprovinz 
und der Provinz Weſtphalen iſt in der Regel ein in dem Wahlbezirk wohnender 
Bürgermeiſter oder Amtmann, in den übrigen Provinzen ein geſchäftskundiger ſtimm⸗ 
berechtigter Einwohner mit der Leitung der Wahl zu beauftragen. 


§. 9. Die Wahlen in allen Wahlbezirken werden im ganzen Umfang der 
Monarchie am 29ſten Januar 1849 abgehalten. Wenn in demſelben Orte mehrere 
Wahlabtheilungen ſind, ſo werden die Wahlen überall zur nämlichen Stunde vor⸗ 
genommen. 


$. 10. Die Wähler find zur Wahl durch öffentliche Bekanntmachung in 
ortsüblicher Weiſe vorzuladen. 


§. 11. Abweſende können in keiner Weiſe durch Stellvertreter oder ſonſt an 
der Wahl Theil nehmen. 

§. 12. In der Verſammlung werden zunächſt die Wählerliſten vorgeleſen und 
die erſchienenen Wähler als anweſend verzeichnet. Jeder nicht ſtimmberechtigte An⸗ 
weſende wird zum Abtreten veranlaßt und ſo die Wahlverſammlung konſtituirt. 
Später erſcheinende Wähler haben ſich bei dem Wahlvorſteher zu melden und mer- 
den nachträglich als anweſend vermerkt. 


§. 13. Aus der Mitte der Anweſenden ernennt der Wahlvorſteher einen Pro- 
tokollführer und 2 bis 8 Stimmzähler und verpflichtet ſie mittelſt Handſchlags an 
Eidesſtatt. 

§. 14. Der Wahlvorſteher läßt durch die Stimmzähler geſtempelte für jede 
Abſtimmung noch beſonders zu bezeichnende Stimmzettel an die einzelne Wähler 
austheilen. 

§. 15. Jeder Wähler ſchreibt auf den ihm übergebenen Zettel den Namen 
des von ihm gewünſchten Wahlmannes. Zettel, auf welchen mehr als Ein Name, 
oder der Name einer nicht wählbaren Perſon geſchrieben ſteht, oder aus welchem 
der Gewählte nicht unzweifelhaft zu erkennen iſt, eben ſo ungeſtempelte und nicht 
gehörig bezeichnete Zettel find "ungültig. 

Wähler, welche nicht ſchreiben können, laſſen ihren Stimmzettel durch den 
Protokollführer ſchreiben. N 

§. 16. Die Stimmzettel werden von den Stimmzählern geſammelt und in 
das vor dem Wahlvorſteher und dem Protokollführer ſtehende Gefäß gelegt. 
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F. 17. Nach volleudeter Einſammlung der Stimmzettel erklärt der Wahl⸗ 
vorſteher die Wahl für geſchloſſen; es dürfen alsdann Stimmzettel für dieſe Ab⸗ 
ſtimmung nicht mehr abgegeben werden. 


F. 18. Die uneröffneten Zettel werden laut gezählt. Sollte dieſe Zählung 
durch ein mit der Zahl der Anweſenden im Mißverhältniß ſtehendes Reſultat Be⸗ 
denken erregen, ſo ſind Wahlvorſteher und Stimmzähler befugt, die Abſtimmung 
für ungültig zu erklären und eine neue anzuordnen. 


§. 19. Die Stimmzettel werden durch einen Stimmzähler unter Vorzeigung 
und in Gegenwart der Verſammlung laut verleſen, vom Protokollführer bei dem 
Namen des Kandidaten vermerkt und vorweg laut gezählt. f 


$. 20. Derjenige, welcher die abſolute Stimmenmehrheit erhalten hat, it für 
gewählt zu erklären. 

F. 21. Zur abſoluten Stimmenmehrheit gehört mehr als die Hälfte der gül— 
tigen Stimmzettel. 


§. 22. Hat ſich eine abſolute Mehrheit nicht ergeben, fo find diejenigen 
fünf Kandidaten, welche die meiſten Stimmen erhalten haben, auf eine engere Wahl 
zu bringen. Wird auch bei dieſer Wahl keine abſolute Mehrheit erreicht, ſo ſind 
diejenigen beiden Kandidaten, welche die meiſten Stimmen in der engeren Wahl 
erhalten haben, auf eine zweite engere Wahl zu bringen. Tritt in dieſer letzten 
Wahl Stimmengleichheit ein, ſo entſcheidet das Loos, welches durch die Hand des 
Wahlvorſtehers gezogen wird. 

Bei Ausmittelung derjenigen Kandidaten, welche nach den vorſtehenden Vor⸗ 
ſchriften auf eine engere Wahl zu bringen find, entſcheidet bei Stimmengleichheit 
ebenfalls das Loos. : 


F. 23. Bei engeren Wahlen ſind die Stimmzettel mit anderen Namen als den 
auf die engere Wahl gebrachten Kandidaten ungültig. 

§. 24. Ueber die Gültigkeit einzelner Stimmzettel entſcheiden Wahlvorſteher 
und Stimmzähler. 

F. 25. In Wahlbezirken, wo mehr als Ein Wahlmann zu wählen it, fin⸗ 
det vorſtehendes Verfahren mit der Maaßgabe ſtatt, daß für jeden Wahlmann eine 
beſondere Wahlhandlung vorzunehmen iſt. 


§. 26. Das Wahlprotokoll, welches nach dem anliegenden Formulare auf⸗ 
zunehmen iſt, wird vom Wahlvorſteher, den Stimmzählern und dem Protokollführer 
unterzeichnet und ſofort dem Wahlkommiſſar (F. 29.) eingereicht, welchem die 
Prüfung der Wahl in formeller Beziehung obliegt. 

§. 27. Wenn gegen die formelle Gültigkeit einer Wahl Bedenken obwalten, 
ſo ſind dieſelben der Verſammlung der Wahlmänner vorzulegen, welche darüber ent⸗ 
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ſcheidet, und ſodann mit Ausſchließung des Wahlmannes, deſſen Wahl für ungültig 
erklärt iſt, unmittelbar zu ihrem ordentlichen Wahlgeſchäft fortſchreitet. 


Wahl der Übgeprdueten. 


§. 28. Die Bezirke zur Wahl der Abgeordneten find von den Regierungen 
nach Maaßgabe der Bevölkerung zu bilden (Art. 5. und 6. des Wahlgeſetzes.) 

Bei der Abgrenzung derſelben iſt darauf Rückſicht zu nehmen, daß eine Thei⸗ 
lung der Kreiſe möglichſt vermieden und den Wahlmännern die Theilnahme an der 
Wahl nicht unnöthig erſchwert wird. 


$. 29. Die Regierung beſtimmt den Wahl⸗Kommiſſar, fo wie den Wahlort 
und läßt davon die Wahlvorſteher durch die Landräthe benachrichtigen. 


§. 30. Falls in einem Wahlbezirke ſich weniger als 1000 Urwähler befin⸗ 
den (Art. 5. des Gef, vom Gten d. M.), hat die Regierung die Wahlabtheilungen 
für die alsdann vorzunehmenden direkten Wahlen zu bilden und die Wahl-Kom⸗ 
miſſarien, ſo wie die Wahlorte für die Abtheilungen zu beſtimmen. 


$. 31. Der Wahl⸗Kommiſſarius ſtellt aus den eingereichten Wahlverhand⸗ 
lungen ein Verzeichniß der Wahlmänner auf und ladet dieſelben zur Wahl der vom 
Wahlbezirk zu wählenden Abgeordneten ſchriftlich ein, ebenſo die Wähler im Falle 
der direkten Wahl (Art. 5. des Wahlgeſetzes.) 


§. 32. Die Wahl der Abgeordneten wird im ganzen Umfange der Monarchie 
am 12ten Februar k. J. vorgenommen. 5 


§. 33. Bei der Wahl der Abgeordneten kommen die Vorſchriften der vor- 
ſtehenden §§. 12. bis 25. mit Ausnahme der SS. 13. und 22. an deren Stelle 
folgende Beſtimmungen treten, zur Anwendung. 


$. 34. Die Stimmzähler und der Protokollführer werden auf Vorſchlag des 
Wahl⸗Kommiſſarius von den anweſenden Wahlmännern aus ihrer Mitte durch 
Akklamation oder vermittelſt Aufhebens der Hände nach abſoluter Stimmenmehrheit 
gewählt und vom Wahl⸗Kommiſſar mittelſt Handſchlags an Eidesſtatt verpflichtet. 


$. 35. Hat ſich auf einen Kandidaten die abfolı.te Stimmenmehrheit verei⸗ 
nigt, fo iſt derſelbe als gewählt zu erklären. Hat ſich keine abſolute Stimmen⸗ 
mehrheit ergeben, ſo wird zu einer weiteren Abſtimmung geſchritten. Dabei kann 
keinem Kandidaten die Stimme gegeben werden, welcher bei der erſten Abſtimmung 
keine oder nur Eine Stimme gehabt hat. Die zweite Abſtimmung wird unter den 
übrig bleibenden Kandidaten in derſelben Ordnung wie die erſte vorgenommen. 
Jeder Stimmzettel iſt ungültig, welcher einen anderen als einen der in der Wahl 
gebliebenen Kandidaten enthält. 

Wenn anch die zweite Abſtimmung keine abſolute Mehrbeit ergiebt, ſo fällt 
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je in der folgenden Abſtimmung derjenige, welcher die wenigſten Stimmen hatte, 
aus der Wahl, bis die abſolute Mehrheit ſich auf einen Kandidaten vereinigt hat. 
Stehen ſich Mehrere in der geringſten Stimmzahl gleich, ſo entſcheidet unter ihnen 
das Loos, welcher aus der Wahl fällt. 

$. 36. Wenn die Abſtimmung nur zwiſchen zwei Kandidaten noch ſtattfindet, 
und jeder derſelben die Hälfte der gültigen Stimmen auf ſich vereinigt bat, ent⸗ 
ſcheidet das Loos, welches durch die Hand des Wahl-Kommiſſars gezogen wird. 

$. 37. In den Verſammlnungen ſowohl der Urwähler als der Wahlmänner 
dürfen weder Diskuſſionen ſtattfinden, noch Beſchlüſſe gefaßt werden, vorbehaltlich 
der im F. 27. der Verſammlung der Wahlmänner überwieſenen Prüfung. 

$. 38. Die Gewählten find durch den Wahl-Kommiſſarius von der auf fie 
gefallenen Wahl in Kenntniß zu ſetzen und zur Erklärung über die Annahme der⸗ 
ſelben, ſo wie zu dem Nachweiſe, daß ſie nach Art. 8. des Geſetzes wählbar ſind, 
aufzufordern. Im Falle der Nichtannahme der Wahl, oder der eingeräumten 
Nichtbefähigung, iſt ſofort eine neue Wahl zu veranlaſſen. 

$. 39. Sämmtliche Verhandlungen über die Wahl ſowohl der Wahlmänner 
als der Abgeordneten werden vom Wahl-Kommiſſar durch Vermittelung der Regierung 
dem Miniſter des Innern zur weiteren Mittheilung an die erſte Kammer eingereicht. 

§. 40. In den keinem landräthlichen Kreis-Verbande angehörigen Städten 
werden die nach Obigem dem Landrath obliegenden Funktionen von dem Magiſtrat 
oder Bürgermeiſter ausgeübt. 

In der Stadt Berlin verſieht der Magiſtrat ſowohl die Funktionen des Land» 
raths als die der Regierung. Berlin, den Sten Dezember 1848. 


Königliches Staats- Miniſterium. 
(gez.) Graf v. Brandenburg. ». Ladenberg. Manteuffel, v. Strotha, 
Rintelen. v. d. Heydt. 


Verzeichni ß 
det 


in der Gemeinde Bezirk vorhan⸗ 
denen Urwähler zur erſten Kammer. 


. m' . ⅛²NRNͤ —.— 
Zahlt an | Hat ein Einkommen Hat einen Grundbeſitzſ Alter und 
von mindeſtens ſſonſtige Be⸗ 


monatlicher von mindeſtens 
| Klaſſen⸗ 500 Rthlr. nachgewie⸗ 5000 Kthlr. im Wer⸗ merkungen 


ſteuer ſen durch Ithe nachgewieſen durch 
11—— 7 Er cum Dar an —————————— 


Pete 


Lars Wahlgefeh 


Namen 
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Wahlgeſetz 
für 
Die zweite Kammer. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 
. 1 E. 


verordnen in Betreff der Wahlen für die zweite Kammer auf den Antrag Unſeres 
Staats⸗Miniſteriums, was folgt: 8 

Artikel 1. Die zweite Kammer beſteht aus 350 Mitgliedern. Die Wahl⸗ 
bezirke werden nach Maßgabe der Bevölkerung feſtgeſtellt. Es können weder wäh⸗ 
len noch gewählt werden Diejenigen, welche in Folge rechtskräftigen richterlichen 
Erkenntniſſes den Vollgenuß der bürgerlichen Rechte entbehren. 

Artikel 2. Für die zweite Kammer iſt jeder ſelbſtſtändige Preuße in derjeni⸗ 
gen Gemeinde, worin er ſeit 6 Monaten ſeinen Wohnſitz oder Aufenthalt hat, 
ſtimmberechtigter Urwähler, inſofern er nicht aus öffentlichen Mitteln Armenunter⸗ 
ſtützung erhält. 

Artikel 3. Die Urwähler einer jeden Gemeinde wählen auf jede Vollzahl von 
250 Seelen ihrer Bevölkerung einen Wahlmann. 


Erreicht die Bevölkerung einer Gemeinde nicht die Zahl von 250 Seelen, ſo 
wird die Gemeinde durch den Landrath mit einer oder mehreren zunächſt angren⸗ 
zenden Gemeinden zu einem Wahldiſtrikte vereinigt. 


In jeder Gemeinde von mehr als 1000 Seelen erfolgt die Wahl nach Ab⸗ 
theilungen, welche die Gemeindebehörden in der Art zu begränzen haben, daß in 
einer Abtheilung nicht mehr als zehn Wahlmänner zu wählen ſind. 


Bewohnte Beſitzungen, welche nicht zu einem Gemeindeverbande gehören und 
nicht wenigſtens 250 Seelen enthalten, werden durch den Landrath Behufs der Ur⸗ 
wahlen der zunächſt gelegenen Gemeinde zugewieſen. 


Artikel 4. Die Wahlmänner werden aus der Zahl der ſtimmberechtigten Ur⸗ 
wähler der Gemeinde (des Diſtrikts, der Abtheilung) gewählt. Die etwa noth⸗ 
wendig werdenden Erſatzwahlen werden von den urſprünglich gewählten Wahlmän⸗ 
nern vollzogen, jedoch iſt an die Stelle jedes Wahlmannes, welcher durch den Tod, 
durch Wohnorts⸗Veränderung oder auf andere Weiſe ausſcheidet, ein neuer Wahl⸗ 
mann zu wählen. 
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Artikel 5. Die Mitglieder der zweiten Kammer werden durch die Wahlmän⸗ 
ner (Artikel 3.) erwählt. Die Wahlbezirke ſollen fo gebildet werden, daß in jedem 
derſelben mindeſtens zwei Mitglieder zu wählen ſind. 


Artikel 6. Die Zahl der in jedem Regierungs⸗Bezirke zu wählenden Mit⸗ 
glieder der zweiten Kammer weiſt das nachſtehende Verzeichniß nach. Die Bildung 
der Wahlbezirke iſt durch die Regierung zu bewirken. 


Artikel 7. Die Zahl der Bevölkerung beſtimmt ſich überall nach der im Jahre 
1846 ſtattgehabten amtlichen Zählung. 


Artikel 8. Zum Mitglied der zweiten Kammer iſt jeder Preuße wählbar, der 
das 30ſte Lebensjahr vollendet hat und bereits ein Jahr lang dem Preußiſchen 
Staats⸗Verbande angehört. 


Artikel 9. Die Urwahlen werden in den Städten durch Beauftragte des Ma⸗ 
giſtrats und da, wo kein Magiſtrats⸗Collegium beſteht, des Bürgermeiſters geleitet. 


Ueber die Leitung der Urwahlen auf dem Lande wird, mit Rückſicht auf die 
beſtehende Verſchiedenartigkeit der ländlichen Gemeinde⸗Einrichtungen, Unſer Staats⸗ 
Miniſterium das Erforderliche in dem über die Ausführung dieſer Verordnung zu 
erlaſſenden Reglement (Artikel 11.) feſtſtellen. 


Die Wahlen der Mitgkieder der zweiten Kammer werden durch von den Re⸗ 
gierungen zu beſtimmende Wahl⸗Commiſſare geleitet. 


Artikel 10. Die Wahl der Mitglieder der zweiten Kammer erfolgt durch 
ſelbſtgeſchriebene Stimmzettel nach abſoluter Stimmenmehrheit aller erſchienenen 
Wahlmänner, und zwar in einem der Hauptorte des Wahlbezirks. 


Artikel 11. Die zur Ausführung dieſes Geſetzes ſonſt noch erforderlichen 
Anordnungen hat Unſer Staats⸗Miniſterium in einem zu erlaſſenden Reglement 
zu treffen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. | 


Gegeben Potsdam, den (ten Dezember 1848. 
gez. Friedrich Wilhelm. 


gez. Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
Rintelen. v. d. Heydt. 


* 


Verzeichniß 
der 


in ben einzelnen Regierungs⸗Bezirken zu wählenden Anzahl von Abgeordneten 
zur zweiten Kammer. 


Regierungs⸗Bezirk. Anzahl der Abgeordneten zur zwekten Kammer. 


Königsberg zz eee Ar 
Gumbinnen 14 
an ene ZI 9 
Marien werde 13 
TCG 20 
Bromberg 10 
Stadt Bern 29 
E 18 
renn een re 18 
,, ß 
„ ‚ M ‚ . ⁰ 
ee ensen © 0 4 
s 3 Si GEN 4, 
i  ERRE ee TE RATRINT 21 


5.5 


ens eee een ee. e 
Magde bug 15 
Merſebuenr g 16 
Erfurt 2 4 F Wr I 7 
Münſter A R u 9 
Minden e + 1 10 
Arnsberg. 5 . . 12 
Ern lim i a Ve 
Düſſeldorf x 19 
Coblenz 8 P PER 11 


err ae 
r 4 


— 12 


Reglement 


zur 


Ausführung des Wahlgeſetzes für die zweite Kammer vom 6. Dezbr. d. J. 


Beſtimmungen über die Abgrenzung der Wahlbezirke. 


$. 1. Die Landräthe haben unverzüglich nach Maaßgabe der Beſtimmungen 
des Art. 3. des Wahlgeſetzes vom Eten Dezember d. J. die nöthigen Einleitungen 
zur Begrenzung der Bezirke für die Urwahlen zu treffen. (vergl. §. 35.) 


$. 2. Sie haben alſo feſtzuſtellen: 


1. zu welchem Wahlbezirk diejenigen Gemeinden und zu einem Gemeindever⸗ 
bande nicht gehörigen Beſitzungen, deren Bevölkerung nicht 250 Seelen er- 
reicht, vereinigt verden ſollen. 


Der ſo gebildete Wahlbezirk ſteht in Beziehung auf die Zahl der zu 
wählenden Wahlmänner einer Gemeinde von derſelben Volkszahl gleich; 


2. die Zahl der nach dem geſetzlichen Verhältniß auf die einzelnen Bezirke 
fallenden Wahlmänner. In den Gemeinden von mehr als 1000 Einwoh⸗ 
ner beſtimmen die Gemeindebehörden unter Aufſicht des Landraths die Zahl 
und Begrenzung der zu bildenden Wahlbezirke. 


Da kein Bezirk mehr als 10 Wahlmänner wählen ſoll, ſo ergiebt ſich, 
daß kein Bezirk volle 2750 Einwohner enthalten darf. Um eine Ermüdung 
der Wahlverſammlung zu vermeiden, wird es zweckmäßig ſein, die Wahlbe⸗ 
zirke in einem mäßigen Umfange zu halten. 


U rw a hel e n. 


$. 3. Die Wahl wird von einem Wahloorſteher geleitet. Derſelbe wird in 
den Städten von dem Magiſtrat (Bürgermeiſter) in den Landgemeinden von dem 
Landrath ernannt. In gleicher Weiſe wird ein Stellvertreter des Wahloorſtehers 
für etwanige Verhinderungsfälle ernannt. In den Landgemeinden der Rheinprovinz 
und der Provinz Weſtphalen iſt bei dieſen Ernennungen beſonders auf die Ge⸗ 
meinde⸗Vorſtände (Büngermeiſter, Beigeordnete, Gemeinde-Vorſteher, Amtleute) 
Rückſicht zu nehmen. 


$. 4. In jeder Gemeinde wird ſofort von der Ortsbehörde ein namentliches 
Verzeichniß aller nach Art. 1. und 2. des Wahlgeſetzes vom 6ten d. M. und Art. 67. 
der Verfaſſungsurkunde ſtimmberechtigten Wähler aufgeſtellt, und zu Jedermanns 


Einſicht in einem zu beſtimmenden Lokal ausgelegt, auch daß ſolches gefchehen, 
öffentlich bekannt gemacht. Wer ſich darin übergangen glaubt, hat ſeine Einwen⸗ 
dungen binnen 3 Tagen nach der Bekanntmachung anzugeben und zu beſcheinigen. 
Die Entſcheidung über die Reklamation ſteht derjenigen Behörde zu, die nach §. 3. 
den Wahl⸗Vorſteher zu ernennen hat. 


§. 5. Die Wahlen in allen Wahlbezirken werden im ganzen Umfange der 
Monarchie am 22ſten Januar k. J. abgehalten. Wenn in demſelben Orte mehrere 
Wahlabtheilungen find, ſon werden die Wahlen überall zur nämlichen Stunde vor⸗ 
genommen. 


§. 6. Die Wähler find zur Wahl durch öffentliche Bekanntmachung in orts⸗ 
üblicher Weiſe vorzuladen. 


§. 7. Abweſende können in keiner Weiſe durch Stellvertreter oder ſonſt an 
der Wahl Theil nehmen. 


$. 8. In ders Verſammlung werden zunächſt die Wählerliſten vorgeleſen und 
die erſchienenen Wähler als anweſend verzeichnet. Jeder nicht ſtimmberechtigte An⸗ 
weſende wird zum Abtreten veranlaßt und fo die Verſammlung eonſtituirt. Später 
erſcheinende Wähler haben ſich bei dem Wahl⸗Vorſteher zu melden und werden nach⸗ 
träglich als anweſend vermerkt. | 


$. 9. Aus der Mitte der Anweſenden ernennt der Wahl-Vorſteher einen 
Protokollführer und 2 bis 8 Stimmzähler und verpflichtet ſie mittelſt Handſchlags 
an Eidesſtatt. 


S. 10. Der Wahl⸗Vorſteher läßt durch die Stimmzähler geſtempelte, für 
jede Abſtimmung noch beſonders zu bezeichnende Stimmzettel an die einzelnen Wäh⸗ 
ler austheilen. 


§. 11. Jeder Wähler ſchreibt auf den ihm übergebenen Zettel den Namen 
des von ihm gewünſchten Wahlmanns. Zettel, auf welchen mehr als Ein Name 
oder der Name einer nicht wählbaren Perſon geſchrieben ſteht, oder aus welchem 
der Gewählte nicht unzweifelhaft zu erkennen iſt, ebenſo ungeſtempelte und nicht 
gehörig bezeichnete Zettel find ungültig. 


Wähler, welche nicht ſchreiben können, laſſen ihren Stimmzettel durch den 
Protokollführer ſchreiben. 

§. 12. Die Stimmzettel werden von den Stimmzählern geſammelt und in 
das vor dem Wahlvorſteher und dem Protokollführer ſtehende Gefäß gelegt. 


F. 13. Nach vollendeter Einſammlung der Stimmzettel erklärt der Wahl⸗ 
Vorſteher die Abſtimmung für geſchloſſen. Es dürfen alsdann Stimmzettel für 
dieſe Abſtimmung nicht mehr angenommen werden. 
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$. 14. Die uneröffneten Zettel werden laut gezählt. Sollte diefe Zählung 
durch ein mit der Zahl der Anweſenden im Mißverhältniß ſtehendes Reſultat Be⸗ 
denken erregen, ſo ſind die Wahlvorſteher und Stimmzähler befugt, die Abſtimmung 
für ungültig zu erklären und eine neue anzuordnen. N 

§. 15. Die Stimmzettel werden durch einen der Stimmzähler unter Vor⸗ 
zeigung und in Gegenwart der Verſammlung laut verleſen, vom Protokollführer 
bei dem Namen des Kandidaten vermerkt und vorweg laut gezählt. 

§. 16. Derjenige, welcher die abſolute Stimmenmehrheit erhalten hat, iſt 
für gewählt zu erklären. 

§. 17. Zur abſoluten Stimmenmehrheit gehört mehr als die Hälfte der gül⸗ 
tigen Stimmzettel. 

F. 18. Hat ſich eine abſolute Mehrheit nicht ergeben, fo find diejenigen 5 
Kandidaten, welche die meiſten Stimmen erhalten haben, auf eine engere Wahl zu 
bringen. Wird auch bei dieſer Wahl keine abſolute Mehrzahl erreicht, fo ſind die⸗ 
jenigen beiden Kandidaten, welche die meiſten Stimmen in der engeren Wahl er⸗ 
halten haben, auf eine zweite engere Wahl zu bringen. Tritt in dieſer letzten Wahl 
Stimmengleichheit ein, ſo entſcheidet das Loos, welches durch die Hand des Wahl⸗ 
Vorſtehers gezogen wird. 5 

Bei Ausmittelung derjenigen Kandidaten, welche nach den vorſtehenden Vor⸗ 
ſchriften auf eine engere Wahl zu bringen find, entſcheidet bei Stimmengleichheit 
ebenfalls das Loos. a 

$. 19. Bei engeren Wahlen find die Stimmzettel mit anderen Namen als 
den auf die engere Wahl, gebrachten Kandidaten ungültig. | 

$. 20. Ueber die Gültigkeit einzelner Stimmzettel entſcheiden Wahlvorſteher 
und Stimmzähler. 

F. 21. In Wahlbezirken, wo mehr als Ein Wahlmann zu wählen iſt, fin⸗ 
det vorſtehendes Verfahren mit der Maaßgabe ſtatt, daß für jeden Wahlmann eine 
beſondere Wahlhandlung vorzunehmen iſt. f 

F. 22, Das Wahlprotokoll, welches nach den anliegenden Formularen auf⸗ 
zunehmen iſt, wird vom Wahlvorſteher, den Stimmzählern und dem Protokollfüh⸗ 
rer unterzeichnet und fofort dem Wahl⸗Kommiſſarius (§. 25.) eingereicht, welchem 
die Prüfung der Wahl in formeller Beziehung obliegt. g 

§. 23. Wenn gegen die formelle Gültigkeit einer Wahl Bedenken obwalten, 
ſo ſind dieſelben der Verſammlung der Wahlmänner vorzulegen, welche darüber ent⸗ 
ſcheidet, und ſodann mit Ausſchließung des Wahlmanns, deſſen Wahl für ungültig 
erklärt iſt, unmittelbar zu ihrem ordentlichen Wahlgeſchäft fortſchreitet. 
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Wahl der Abgeordneten. 


§. 24. Die Bezirke zur Wahl der Abgeordneten ſind von den Regierungen 
nach Maaßgabe der Bevölkerung zu bilden (Art. 5. und 6. des Wahlgeſetzes). 
Bei der Abgrenzung derſelben iſt darauf Rückſicht zu nehmen, daß eine Theilung 
der Kreiſe möglichſt vermieden und den Wahlmännern die Theilnahme an der Wahl 
nicht ohne Noth erſchwert wird. 

§. 25. Die Regierung beſtimmt den Wahl⸗Kommiſſar fo wie den Wahlort 
und läßt davon die Wahlvorſteher durch die Landräthe benachrichtigen. 


§. 26. Der Wahl⸗Kommiſſar ſtellt aus den eingereichten Wahlverhandlungen 
ein Verzeichniß der Wahlmänner auf und ladet dieſelben zur Wahl der vom Wahl⸗ 
bezirk zu wählenden Abgeordneten ſchriftlich ein. 


§. 27. Die Wahl der Abgeordneten wird im ganzen Umfang der Monarchie 
am 5ten Februar k. J. vorgenommen. 


§. 28. Bei der Wahl der Abgeordneten kommen die Vorſchriften der vor⸗ 
ſtehenden §§. 7. bis 21. mit Ausnahme der §§. 9. und 18., an deren Stelle 
folgende Beſtimmungen treten, zur Anwendung. . 


F. 29. Die Stimmzähler und Protokollführer werden auf Vorſchlag des 
Wahl⸗Kommiſſarius von den anweſenden Wahlmännern aus ihrer Mitte durch 
Akklamation oder vermittelſt Aufhebens der Hände nach abſoluter Stimmenmehrheit 
gewählt und vom Wahl⸗Kommiſſar mittelſt Handſchlags an Eidesſtatt verpflichtet. 


F. 30. Hat ſich auf einen Kandidaten die abſolute Stimmenmehrheit verci⸗ 
nigt, ſo iſt derſelbe als gewählt zu erklären. 


Hat ſich keine abſolute Stimmenmehrheit ergeben, ſo wird zu einer weiteren 
Abſtimmung geſchritten. Dabei kann keinem Kandidaten die Stimme gegeben wer- 
den, welcher bei der erſten Abſtimmung keine oder nur eine Stimme gehabt hat. 


Die zweite Abſtimmung wird unter den übrig bleibenden Kandidaten in der⸗ 
ſelben Ordnung wie die erſte vorgenommen. 


Jeder Stimmzettel iſt ungültig, welcher einen andern als die in der Wahl 
gebliebenen Kandidaten enthält. 1 


5 Wenn auch die zweite Abſtimmung keine abſolute Mehrheit ergiebt, ſo fällt 
je in der folgenden Abſtimmung derjenige, welcher die wenigſten Stimmen hatte, 
aus der Wahl, bis die abſolute Mehrheit ſich auf einen Kandidaten vereinigt hat. 
Stehen ſich Mehrere in der geringſten Stimmenzahl gleich, ſo entſcheidet unter ihnen 
das Loos, welcher aus der Wahl fällt. 


$. 31. Wenn die Abſtimmung nur zwiſchen zwei Kandidaten noch ſtattfindet, 
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und jeder derſelben die Hälfte der gültigen Stimmen auf ſich vereinigt hat, ent⸗ 
ſcheidet das Loos, welches durch die Hand des Wahl⸗Komwiſſars gezogen wird. 

H. 32. In der Verſammlung ſowohl der Urwähler als der Wahlmänner 
dürfen keine Discuffionen ſtattfinden, noch Beſchlüſſe gefaßt werden, vorbehaltlich 
der in §. 23. der Verſammlung der Wahlmänner überwieſenen Prüfung. 

S. 33. Die Gewählten find von der auf ſie gefallenen Wahl durch den 
Wahl⸗Kommiſſarius in Kenntniß zu ſetzen und zur Erklärung über die Annahme 
derſelben ſo wie zu dem Nachweiſe, daß ſie nach Art. 8. des Wahlgeſetzes wählbar 
ſind, aufzufordern. Im Falle der Nichtannahme oder eingeräumten Nichtbefähigung 
hat die Regierung ſofort eine neue Wahl zu veranlaſſen. 

Sämmtliche Verhandlungen über die Wahl, ſowohl der Wahlmänner als der 
Abgeordneten, werden von dem Wahl⸗Kommiſſarius der Regierung eingereicht, 
welche dieſelben durch den Ober⸗Präſidenten dem Miniſter des Innern zur weite⸗ 
ren Mittheilung an die zweite Kammer vorzulegen hat. 


Allgemeine Beſtimmung. 


$. 35. In den keinem landräthlichen Kreis Verbande angehörigen Städten 
werden die nach Obigem dem Landrath obliegenden Funktionen von dem Magiſtrat 
oder Bürgermeiſter ausgeübt. 


In der Stadt Berlin verſieht der Magiſtrat ſowohl die Funktlonen des Land⸗ 
raths als die der Regierung. 


Berlin, den Sten December 1848. 


Königliches Staats-Mintſterium. 


gez. Graf ». Brandenburg. v. Ludenberg. v. Manteuffel. 5. Strotha, 
Rintelen. von der Ieydt. 


